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Vorwort 
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Förderung und Unterstützung zu sehr herzlichem Dank verpflichtet bin. 
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Einleitung 

§ 1. Gegenstand und Gang der Untersuchung 

Die Ehe, die rechtlich anerkannte Verbindung von Frau und Mann, 
hat neben den persönlichen auch erhebliche vermögensrechtliche Aus-
wirkungen. 

Von diesen handelt die vorliegende Untersuchung. Aus dem Kreis der 
vielfältigen vermögensrechtlichen Folgen soll aber nur ein Ausschnitt 
interessieren: Besitz und Besitzberechtigung an Hausrat und Ehewoh-
nung. Dies allerdings ist ein wichtiger Ausschnitt, denn Hausrat und 
Wohnung bilden den sächlichen Rückhalt der ehelichen Lebensgemein-
schaft. Gemeinsames Leben fordert eine gemeinsame Wohnung, die 
Ehewohnung, und eine Ausstattung der Räume, den Hausrat. 

Es war lange umstritten, wie die gemeinsame Benützung der Woh-
nung und des Mobiliars besitzrechtlich zu beurteilen ist. Ist der Mann 
Alleinbesitzer, die Frau nur Besitzdie~rin? Oder sind beide Ehegatten 
schlichte Mitbesitzer, gleichviel, wem der Hausrat gehört, wer Eigen-
tümer oder Mieter der Wohnung ist? 

In einem ersten rechtsgeschichtlichen Teil der Arbeit soll anhand die-
ser Auseinandersetzung gezeigt werden, auf welchen historischen 
Grundlagen die heutige Beurteilung des Ehegattenbesitzes beruht. -
Von der güterrechtlichen Konzeption des BGB-Gesetzgebers des Jah-
res 1900 bis zur heutigen Auffassung lassen sich die Stationen eines 
Wandels verfolgen, die ohne Abreißen der Kontinuität vom Alleinbe-
sitz des Mannes bis zur generellen Anerkennung des Mitbesitzes bei der 
Gatten an Hausrat und Ehewohnung führen. 

Welche Triebkräfte haben diesen Umschwung bewirkt? Läßt sich ein 
Zusammenhang zwischen gesellschaftlichen Veränderungen und dem 
Wandel des Rechts nachweisen? 

Der zweite Teil der Arbeit gilt der aktuellen Rechtslage: Ist die heute 
herrschende Ansicht - :Mitbesitz der Ehegatten an Hausrat und W oh-
nung - zutreffend? 

Häufig liest man, der Ehegattenmitbesitz folge aus dem Wesen der 
Ehe oder dem Grundsatz der Gleichberechtigung. Aber lassen sich die 
Besitzverhältnisse nicht aufgrund der Sachherrschaft bestimmen? 
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Allerdings ist es eine umstrittene Frage, wann von tatsächlicher Sach-
herrschaft i. S. des § 854 11 gesprochen werden kann. Vielfach wird auf 
die Verkehrsauffassung verwiesen2 • 

Mit dieser Arbeit soll dagegen versucht werden, aus dem Besitzrecht 
des BGB als Gesamtheit die Tatbestandsvoraussetzungen des "Besitzes 
im Rechtssinne" zu erschließen, also einen juristischen Begriffsinhalt 
zu definieren. 

Läßt sich mit dieser Vorgehensweise nachweisen, daß die Ehegatten 
tatsächlich in aller Regel als Mitbesitzer ihrer gemeinsamen Wohnung 
und des Hausrates anzusehen sind? 

Sind sie Mitbesitzer dieser Sachen unabhängig davon, in welchem 
Güterstand sie leben, losgelöst auch davon, wem Wohnung oder Haus-
rat gehören? 

Der durch das Gleichberechtigungsgesetz aus dem Jahre 1957 neu 
eingeführte gesetzliche Güterstand der Zugewinngemeinschaft läßt die 
Vermögensmassen der Ehegatten rechtlich getrennt, mit der Folge, daß 
auch Hausrat und Ehewohnung häufig zum Vermögen nur eines der 
Ehegatten gehören. Gemeinschaftlich ist dagegen der Gebrauch. 

Das Spannungsverhältnis zwischen individueller Rechtszuständigkeit 
und lebensgemeinschaftlicher Zweckwidmung ist Thema des umfang-
reichen dritten Teiles dieser Arbeit, der dem Gebrauchsüberlassungs-
anspruch und dem Recht zum Besitz gewidmet ist: 

Ist der Eigentümer eines Hausratsgegenstandes oder der Ehewoh-
nung verpflichtet, sie dem Partner zum Mitgebrauch zu überlassen? 
Der Unterhaltsanspruch des NichteigentÜffier-Ehegatten gern. §§ 1360 f. 
oder die Generalklausel des § 1353 I, 2 könnten eine differenzierte Ant-
wort· auf diese Frage erlauben. 

Das Recht zum Besitz (§ 986 I) tritt schließlich in den Vordergrund, 
wenn es dann darum geht, ob der Eigentümer, der seine Möbel oder 
seine Wohnung in die Ehe eingebracht hat, diese "vergemeinschafteten" 
Sachen von seinem Partner unter Berufung auf sein Eigentum gern. 
§ 985 wieder herausverlangen kann. 

Falls dies regelmäßig nicht gelingen sollte, so müßte jedoch in Aus-
nahmefällen eine flexible Anpassung der Gebrauchsüberlassungspflicht 
an geänderte Bedingungen möglich sein. Es soll versucht werden, die 
Entwidmung der Ehewohnung oder des Hausrates als actus contrarius 
der Widmung näher zu bestimmen. 

Könnte nicht die Widmung zum Kreis derjenigen Fragen zählen, die 
die Ehegatten durch einvernehmliche Regelung i. S. des § 1356 I lösen 

1 §§ ohne Angabe des Gesetzes sind solche des BGB. 
2 Nachweise und im einzelnen unten §§ 7-9. 
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müssen, folglich die Entwidmung den Gesetzen folgen, die für die Ab-
änderung oder Aufhebung der Regelungen nach § 1356 gelten? 

Die Erörterung zweier mit dem Thema eng verbundener Einzelfragen 
soll schließlich das Bild abrunden: Wie können Ehegatten bei unge-
störter Ehe einander Hausrat übereignen? Und: Kann der Eigentümer 
bei Beschädigung überlassenen Hausrates oder Wo~raumes durch den 
Partner von diesem Ersatz verlangen? 

§ 2. Grundlegung 

Die vorliegende Arbeit beschäftigt sich mit dem Problemkreis: Ehe-
gattenbesitz an Ehewohnung und Hausrat, also mit den rechtlichen Zu-
sammenhängen zwischen drei mehr oder weniger abstrakten Begriffen. 
Eine begriffliche Grundlegung ist dem Verständnis daher dienlich: 

I. Der Besitz 

Gemessen an den Auseinandersetzungen um den richtigen Begriff 
vom Besitz im 19. Jahrhundertl haben heute die Kontroversen ihre 
Schärfe verloren, die Kodifikation des Besitzrechts~ hat streitschlichtend 
gewirkt.'!. Ganz ausgestanden ist der Streit um das "Wesen des Besitzes" 
allerdings nicht4 • 

1. Rechtshistorische Untersuchungen müssen den zeitgenössischen Be-
griffsinhalt ins Auge fassen. So kann es beispielsweise nicht gelingen, 
die Besitzlage am eingebrachten Gut der Frau in der Konzeption des 
1. Entwurfs zum BGBvon 1888 mit heutiger Begrifflichkeit zu fassen, 
denn dieser Entwurf folgte im Besitzrecht der von Savigny begründeten 
Besitzlehre des Gemeinen Rechts. Danach war eigentlicher oder juristi-
scher Besitz nur bei Sachherrschaft mit Eigenbesitzwillen (animus do-
mini) anerkannt5 , jede andere Sachherrschaft galt als Inhabung in frem-
dem Namen, (bloße) Detention genannt. Mieter oder Nießbraucher gal-
ten nur als Inhaber, nicht als Besitzer. Konsequenterweise konnte der 
Ehemann, der das eingebrachte Gut seiner Frau wie ein Nießbraucher 

1 Grundlegend: Savigny, Das Recht des Besitzes (1803); Jhering, 'Ober den 
Grund des Besitzschutzes, 1869; ders., Der Besitzwille, 1889; ders., Der Besitz, 
JheringJB 32,41; Gierke, Die Bedeutung des Fahrnisbesitzes, 1897. 

Z So verstanden meint "Besitzrecht" den Inbegriff der Normen, die sich 
auf den Besitz als solchen und den Besitzschutz beziehen. Davon streng zu 
scheiden ist das "Recht zum Besitz", gelegentlich leider auch Besitzrecht ge-
nannt. 

a Staudinger/Seuffert, Vor § 854 Rz.1: " ... wesentliche Vereinfachung der 
früher so verwickelten Materie". 

4 VgI. Sandtner, Kritik der Besitzlehre, Diss. München 1968. 
5 Savigny, ebd., § 9; § 797 des 1. Entwurfs, vgI. Synopse bei Mugdan IU, 

S.IV. 

2 A. Sdlulz 
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